
Frühkindliche Bildung. „So wichtig“, sagen Sie. Tat-
sächlich kürzen Sie bei den Kitas durch die Hintertür. 
260 Millionen Euro für die Sprach-Kitas fallen weg. Ja, 
ein halbes Jahr werden sie jetzt noch durch das KiTa- 
Qualitätsgesetz finanziert; aber in sie werden trotz Infla-
tion nur etwa so viele Mittel gesteckt wie durch das Gute- 
KiTa-Gesetz. Also: eiskalte Kürzung.

(Beifall bei der LINKEN)
Kinder- und Jugendbeteiligung. „So wichtig“, sagen 

Sie und kürzen um 30 Prozent die Mittel im Kinder- 
und Jugendplan. Wenn Sie Kinder und Jugendliche hier 
mal beteiligen würden, dann könnten Sie die fragen, ob 
das Sinn ergibt. Dann würden die Ihnen sagen: Nö. – 
Aber das scheint bei Ihnen in der Regierung nicht so 
richtig angekommen zu sein, oder Sie wollen es einfach 
nicht verstehen. Aber weiter.

Gewaltschutz für Frauen. „So wichtig“, sagen Sie. 
Aber die wenigen Mittel, die es in einem Bundespro-
gramm für Baumaßnahmen für Frauenhäuser oder Bera-
tungsstellen gibt, kürzen Sie um 30 Prozent.

(Zuruf der Abg. Ulle Schauws [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN])

Dabei wird damit zum Beispiel Barrierefreiheit ermög-
licht. Wir alle wissen, dass Frauen mit Behinderung zwei- 
bis dreimal so häufig von Gewalt betroffen sind und diese 
Zugänge zwingend benötigen. Und am Freitag, dem In-
ternationalen Tag zur Beseitigung von Gewalt gegen 
Frauen, werden zum Glück wieder alle Bilder in den 
sozialen Medien posten. Sie sagen das eine und beschlie-
ßen das andere.

Ich dachte mir, ich sage Ihnen das einfach mal, viel-
leicht sind Sie dann wenigstens auch ein bisschen ent-
täuscht

(Sven Lehmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wenn es stimmen würde!)

und hören mal auf uns – enttäuscht von den Kolleginnen 
und Kollegen, die das verhandelt haben. Vielleicht stim-
men Sie uns demnächst mal zu, wenn wir für ein bisschen 
mehr Geld im Familienministerium sorgen wollen.

Vielen Dank.
(Beifall bei der LINKEN – Zurufe von der 

FDP)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Frau Kollegin. – Als nächster Redner hat 

das Wort der Kollege Matthias Seestern-Pauly, FDP- 
Fraktion.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Matthias Seestern-Pauly (FDP):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Minis-

terin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe ja ge-
rade sehr aufmerksam zugehört, Frau Kollegin. Die erste 
gute Nachricht ist jedoch – und das können Sie auch nicht 
wegdiskutieren –, dass die Mittel für unseren Einzelplan 
gegenüber der bisherigen Finanzplanung weiter steigen.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Die zweite gute Nachricht ist, dass wir dies schaffen und 
parallel die Schuldenbremse des Grundgesetzes endlich 
wieder einhalten.

Wir als Koalition verfolgen mit dem vorliegenden 
Haushalt das Ziel, Chancengerechtigkeit und soziale 
Teilhabe für alle Kinder und Jugendlichen zu ermögli-
chen. Parallel hierzu entlasten wir zielgerichtet unsere 
Familien, da sie von den steigenden Kosten der aktuellen 
Krise besonders betroffen sind. Genau deshalb haben wir 
die größte Kindergelderhöhung in der Geschichte unseres 
Landes auf den Weg gebracht.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das Kindergeld steigt für die ersten beiden Kinder um 
jeweils 31 Euro und für das dritte Kind um 25 Euro 
monatlich ab 2023 an – eine großartige Hilfe, für die 
der Bund zusätzliche 2 Milliarden Euro zur Verfügung 
stellt. Für eine Familie mit zwei Kindern sind das 
744 Euro und für eine Familie mit drei Kindern sogar 
1 044 Euro jährlich mehr. Das kann man auch nicht weg-
diskutieren.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD – Zurufe von der AfD)

Außerdem erhöhen wir den Höchstbetrag beim Kinder-
zuschlag für Familien mit niedrigen Einkommen ab dem 
1. Januar auf monatlich 250 Euro.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir alle wis-
sen, wie schwierig die finanziellen Rahmenbedingungen 
derzeit sind. Trotzdem werden wir in den nächsten bei- 
den Jahren wieder bis zu 4 Milliarden Euro für die früh-
kindliche Bildung in die Hand nehmen und in weitere 
Qualitätsverbesserungen investieren. Das tun wir, weil 
wir faire Startchancen für alle Kinder und Jugendlichen 
in Deutschland erreichen wollen. Zudem ist eine verläss-
liche und qualitativ hochwertige Kinderbetreuung wich-
tig für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

Auch begrüße ich es sehr, dass wir uns als Koalition für 
die Chancengerechtigkeit von Kindern und Jugendlichen 
mit dem neuen Chancenpaket einsetzen. Dafür werden im 
Haushalt zusätzlich 55 Millionen Euro eingestellt. Das ist 
auch richtig so; denn die Folgen der Pandemie werden 
sich erst in einigen Jahren vollständig bemerkbar ma-
chen. Gerade deshalb ist es auch so wichtig, diese schon 
jetzt abzumildern und niedrigschwellige Angebote für 
Kinder und Jugendliche zur Verfügung zu stellen. Wir 
lassen unsere Kinder und Jugendlichen in Deutschland 
nicht im Stich. Ganz im Gegenteil: Wir unterstützen sie 
aktiv, am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen und, wo 
immer es nötig ist, Hilfe in Anspruch nehmen zu können.

Auch bin ich froh, dass wir im parlamentarischen Ver-
fahren zusätzlich die Mittel für die Schwangerschafts-
konfliktberatung, die Hilfe und Unterstützung bei unge-
wollter Kinderlosigkeit und Zuweisungen an die Stiftung 
Frühe Hilfen noch mal erhöhen konnten.
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(Beifall bei Abgeordneten der FDP)

Damit unterstützen wir Familien in allen Lebenslagen 
von Beginn an.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
SPD)

Vizepräsident Wolfgang Kubicki:
Vielen Dank, Herr Kollege Seestern-Pauly. – Der 

nächste Redner ist der Kollege Dr. Hermann-Josef 
Tebroke, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dr. Hermann-Josef Tebroke (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Auch oder gerade in aktuellen Krisen stehen wir als Par-
lament insgesamt in einer ganz besonderen Verantwor-
tung für nachfolgende Generationen. Wie wir diese Ver-
antwortung wahrnehmen, zeigt sich nicht zuletzt in der 
Haushaltsplanung. Nachhaltige, generationengerechte 
Haushaltspläne sind ausgeglichen.

Frau Raffelhüschen, Sie verweisen darauf, dass jetzt 
endlich wieder die Schuldenbremse eingehalten werde. 
Aber immerhin 45 Milliarden Euro Neuverschuldung ha-
ben auch Sie ausgerechnet, und wir als CDU/CSU-Frak-
tion haben einige Vorschläge gemacht, wie auch das ver-
mieden werden könnte. Sie haben – das muss ich an 
dieser Stelle deutlich sagen – dabei nicht erwähnt, dass 
in 2022 noch mal eben kurz einige Schulden auf Vorrat 
aufgenommen worden sind. Wir haben das an anderer 
Stelle quantifiziert: 500 Milliarden Euro Schulden lasten 
auf den nachfolgenden Generationen. Das ist gegen das 
Prinzip der Jährlichkeit, das ist gegen das Prinzip der 
Transparenz, und es ist auch gegen das Prinzip der Fair-
ness gegenüber den jungen Generationen,

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Gereon Bollmann [AfD])

die sehr deutlich – auch Ihnen wird das geschehen – 
sagen: Wie sollen wir das alles zurückzahlen? Sieht 
denn keiner die Zinsentwicklung? Sieht denn keiner die 
drohende Rezession? Wie ist das denn mit der langfristi-
gen Steuerentwicklung? Wie ist das mit der Alterssiche-
rung? Wie ist das mit den Fachkräften? Sollen wir das 
alles bezahlen? Wer denkt an uns?

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese Haus-
haltspolitik ist nicht nachhaltig, sie ist nicht generationen-
gerecht. Ist das denn die Zeitenwende in der Haushalts-
planung: noch mehr Schulden? Die Devise müsste lauten: 
Schulden runter, Budgets kürzen, deutlich sagen, was 
geht, was nicht geht, und eine Strategie entwickeln, wie 
wir aus diesen multiplen Krisen herauskommen und wie 
wir eine Zukunft für unsere Kinder schaffen können. Wir 
haben Vorschläge gemacht; sie wurden nicht angenom-
men.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Nachhaltige Haushaltspolitik, meine Damen und Her-
ren, so könnten Sie sagen, ist sparsame und gezielte Mit-
telverwendung. Verehrte Ministerin, Sie legen einen 
Haushaltsplan vor, der sich kaum, sage ich mal, gegen-
über dem Vorjahresplan verändert hat. Die gesetzlichen 
Ausgaben sind gestiegen, die Programmausgaben gesun-
ken, die Verwaltungsausgaben gestiegen. Und Sie sagen: 
Das ist okay so. – Meine Damen und Herren, liebe Mi-
nisterin, das ist für mich ambitionslos, und das ist eigent-
lich auch ungerecht. Denn gerecht wäre es, jetzt Mittel zu 
verwenden, um für die jungen Menschen in ihren Fami-
lien eine Grundlage zu schaffen, auf der sie dann irgend-
wann selbst das Leben in die Hand nehmen und auch 
dazu beitragen können, dass unser Gemeinwesen besteht. 
Das passiert in unzureichender Weise, nicht nur im Ein-
zelplan 17, sondern insgesamt.

Wir brauchen Familien, die stark gemacht werden. Sie 
wollen sie unterstützen mit Zeit, mit Infrastruktur und 
auch mit Geld. Der Kollege de Vries wird sicher gleich 
noch darauf zu sprechen kommen, was wir davon halten, 
wie sich die Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur ent-
wickelt, und sagen, wie sie sich entwickeln sollte. Wir 
werden vielleicht irgendwann später auch mal darüber 
nachdenken, wie denn Elterngeld- und Elternzeitregelun-
gen aussehen müssten, damit den geänderten Anfor-
derungen der Familien Rechnung getragen wird und Kin-
der in diesen Familien größere Chancen haben.

Ich möchte abschließend zu den finanziellen Hilfen 
etwas sagen, zu dem Geld, das als akute Hilfe für Fami-
lien gezahlt werden muss, die in dieser Krise, gerade in 
der Inflation – da gebe ich Ihnen recht, Frau Paus –, unter 
besonderem Druck stehen. Sie hatten in Aussicht gestellt, 
Ihre finanz- und steuerpolitische Kompetenz an dieser 
Stelle in die Waagschale zu werfen und sich für die Fa-
milien einzusetzen. Sie verweisen auf einige Hilfspro-
gramme, die nötig sind, auch von uns unterstützt werden, 
etwa wenn es um die Senkung der faktischen Energie-
kosten geht, um die Umsatzsteuersenkung, um den Ener-
giepreisdeckel, der demnächst kommen soll. Wir wissen 
immer noch nicht, ob er versteuert wird oder nicht ver-
steuert wird. Das ist ein bisschen symptomatisch für die 
Politik der Ampel und verunsichert die Menschen. Aber 
immerhin passiert etwas – zwar für alle, aber eben auch 
für Familien.

Ich verweise auf die Kosten der Artikel des täglichen 
Bedarfs. Es gibt Überlegungen, die abgesenkten Umsatz-
steuersätze für Lebensmittel des täglichen Bedarfs auch 
auf Hygieneartikel zur Versorgung von Kindern an-
zuwenden. Wir haben das verschiedentlich diskutiert. 
Es gab dazu einige Anträge, die wir diskutiert haben. 
Eine systematische Herangehensweise zur Lösung dieser 
Frage sehe ich nicht.

Wir haben andere Vorschläge gemacht zur Förderung 
des Sparens, zur Vermögensbildung, zur Bildung von 
Rücklagen, die nur teilweise angenommen worden sind. 
Kinderfreibeträge sollten erhöht werden, war unsere For-
derung. Wir haben darauf hingewiesen, dass es dringend 
notwendig ist, auch das Kindergeld zu erhöhen. Dem sind 
Sie endlich in allerletzter Minute gefolgt. Herr Seestern- 
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